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Wenndie Wahl der Vationalverſammlung angekündigt!

Die neue Reichsregierung.
Berlin, 14. November. (Amtlich.) Nach dem Beſchluß des Rates

der Volksbeauftragten ſind die Reichsämter wie folgt beſetzt worden:
Auswärtiges Amt: Dr. Solf.
Reichsſchatzamt: Schiffer.
Reichswirtſchaftsamt: Dr. Auguſt Müller.
Reichsamt für die wirtſchaftliche Demobiliſation: Dr. Koeth.
Kriegsernährungsamt: Eduard Wurm.
Reichsarbeitsamt: Braun.
Kriegsminiſterium: Scheücch.
Rei rineamt: von Mann.
Reichsjuſtizamt: Dr. Krauſe.
Reichspoſtamt: Rüdlin.

Ferner gehören den Reichsämtern als Unterſtaatsſekretäre an:
Auswärtiges Amt: Dr. David.
Kriegsernährungsamt: Robert Schmidt.
Reichsarbeitsamt: Giesberts.

Als Beigeordnete werden den Staatsſekretären zur Seite ge

n Amt: Karl Kautski.Reichsjuſtizamt: Eduard Bernſtein.
Reichswirtſchaftsamt: Dr. Erd mann Köln.
Reichsamt für die wirtſchaftliche Demobiliſation:

Schumann.
Reichsarbeitsamt: Jaeckel.
Kriegsminiſterium: Göhre und Däumig.
Reichsmarineamt: Noske und Vogtherr.
Reichsjuſtizamt: Dr. Oskar Cohn.
Staatsſekretär Erzberger wird gemeinſam mit dem Aus-

wärtigen Amt die Friedensverhandlungen einleiten.
Wegen der Beſetzung des Reichsamts des Innern ſchweben noch

Verhandlungen.

Zu der Arbeitsverteilung der Reichsregierung
wird amtlich noch gemeldet:

Eine Preſſemitteilung über die Reſſortverteilung in der Reichs
leitung hat zu Jrrtümern Anlaß gegeben. Die Einteilung in beſtimmte
Reſſorts bedeutet nur eine Verteilung des Arbeitsſtoffes innerhalb der
Reichsleitung, im beſonderen zur Erledigung der Eingänge. Sie be-
deutet aber keineswegs einen Erſatz oder eine Aufhebung der bisherigen
Staots'ekreterigate. Die bisherigen Staatsſekretäre behalten vielmehr
nach dem Wiſlen der Reichsleitung ausdrücklich und uneingeſchränkt ihr
Arbeitsgebiet und erledigen die ihnen gegebenen Aufgaben nach der
generellen Anweiſung der Reichsleitung.

An die Arbeiter u. Soldatenräte
bei den ſtellvertretenden Generalkommandos

iſt folgende Verfügung ergangen:
Aufhebung oder Aenderung der für die Pulver- und Sprengſtoff

betriebe gegebenen Sicherheitsvorſchriften kann ſchwere Exploſionen zur
Folge haben. Die Erhaltung von Leben und Eigentum erfordert die
unbedingie Weiterbeſfolgung der beſtehenden Sicherheitsvorſchriften.
Eigenmächtige Abänderungen der Beſtimmungen iſt ſtreng zu beſtrafen.

Die Reichsregierung:
J. A: Göhre, Unterſtaatsſekretär.

Aufruf.
Das Vaterland iſt in Gefahr. Das wirtſchaftliche Leben droht

zuſammenzubrechen und damit die Fundamente unſeres Landes. Jeder
mann muß deshalb alle ſeine Kräfte einſetzen, um dieſe Kataſtrophe ab
zuwenden. Offiziere und Beamte, die Jhr noch abſeits ſteht, ſtellt Euch
wie wir rückhaltlos der neuen Regierung zur Verfügung zur Aufrecht-
erhaltung der Ruhe und Ordnung und zum Neuaufbau des Vaterlandes.
Untätigkeit iſt ein Verbrechen am Lande. Niemand darf zurückſtehen!

Berlin, 15. November 1918.
Die Offiziere und Beamlen des J ppfen. und Munilionsbeſchaffungs

am es.

Telegr. Erlaß an alle Ober und
Regierungspräſidenten.

Aus den Kreiſen der Verwaltungsbehörden ſind Anfragen hierher
ergangen, in welchen Formen ſich die Zuſammenarbeit mit den
Arbeiter und Soldatenräten, ſowie etwa entſtandenen Bauernräten am
zweckmäßigſten vollziehen ſoll. Auf dieſe Anfrage iſt zu erwidern, daß
die Vertreter des Arbeiter und Soldatenrates bzw. Bauernrates als
Kontrollinſtanz den einzelnen Verwaltungsbehörden, insbeſon
dere alſo den Oberpräſidenten, Regierungen und Landrotsämtern, zur
Seite zu treten hoben und bei allen wichtigeren Verhandlungen zuzu-
ziehen ſind. Die Form dieſer Zuziehung wird ſich vom Standpunkte
gegenſeitiger loyaler Unterſtützung im einzelnen leicht finden laſſen,wenn dabei das Ziel undedinglet Fernhallvag jeder Störung der öffent

J Kchen Ordnung und Sicherheit im Auge behalten wird.
Die preußiſche Regierung:

Hirſch. Ströbel
Kundgebung des ſächſiſchen

Miniſteriums.
t der klichen Ordnung, deren Verfagen nr ſich ziehen müßte, ſind r an unſerem Ten bereit

de uns anvertrauten iſterien weller zu verwallken, inſo
Aber auch fär den

all unſeres endgülligen Ausſcheidens bilten wir alle, die im Dienſte
s Heeres, im unmittelbaren oder miklelbaren Dienſt von Sſagt und

Gemeinde, Kirche und Schule ſtehen, quf ihren Poſten auszuharren und
ihre Berufspflichten auch fernerhin mit aller Gewiſſenhaftigkeit zu er
füllen. Die Sicherheit und Förderung des Gemeinwohls ſei nach wie
vor, und in den ſchweren Wochen
denn je, die Richtiſchnur für unſer Tun und Laſſen!

Die Miniſter der Juſtiz und der Auswärkigen
Angtzelegenheiten, des Krieges, der Finanzen,
des Jnnern und des Kullus und öffenilichen

Unlerrichts:
(gez.) Dr. Heinze. v. Wilsdorf. Dr. Schroeder. Dr. Koch.

v. Noſtitz-Wallwitz.

An das ſächſiſche Volk!
Das kapilaliſtiſche Syſtem hat ſeinen Zuſammenbruch erlebk. Die

bürgerliche monarchiſche Regierung iſt geſtärzt. Das revolulionäre
Prolelarigt hat die öffentliche Gewalt äbernommen. Sein Ziel iſt die
ſozlaliſtiſche Republik.

Berwirklichung des Sozialismus heißl: Verwandlung der kapita-
liſtiſchen Produktion in geſellſchaftliche; Enkeignung des Privaleigentums
an Grund und Boden, Berg- und Hütlenwerke, Rohſtoffe, Banken,
Maſſchinen, Verkehrsmillel uſw., Umwandlung der Warenpreoduktion in
ſozialiſtiſche, Uebernahme der Produktion durch das Proletariat.

Aufgabe der ſozialiſtiſchen Regierung iſt, die Revolulion forlzu
ſetzen und zu ſteigern bis zur völligen Ueberwindung der herrſchenden
bürgerlichen Klaſſe.

Verwirklichung der Republik heißk, abſolule Herrſchaft des Willens
der Arbeiterklaſſe, n der Knechtſchaft in jeder Form, allge
meine Volksbewaffnung zum Schutze der Errungenſchaft der Revolulion,
A ung gller Arten des arbeiisioſen Einkommens, Trennung der
r vom Siagt, Abſchaffung alirr bürgercichen Gerichle.

Die republlkoniſche Regierung Sachſens hal die beſondere Aufgave,
die Liquidierung des ſächſiſchen Siagales herbeizuführen und die einheit

ſche ſozialiſtiſche denſſche Republik zur Talſuche zu machen.

Die Beauftragten der Arbeiter- und soldaken-
räte von Dresden, Leipzig und Chemnit.

Schwarz. Neuring. Fleißner. Bäühle. Geyer. Lipinski.
Seger. Hedlerl. Mäljer. Fehiſch.

Gegen die von der Reichsregierung getroffenen Beſtimmungen über

dotenräte nur bergtende' Stimme bei Fragen der Verpflegung, des
Urlaubs und der Verhängung von Dißziplinorſtrafen heben ſollen, pro-
teſtieren wir auf das entſchiedenſte, weil wir darin eine Preisgabe wich-
tiger revclutionärer Errungenſchaften zum Nachteil des Proletariats
ſehen. Wir fordern die Reichsregierung auf, jene Beſtimmungen ſofort

qufzuheben und zu veranlaſſen, daß die Arbeiter und Soldatenräte die
Beſtimmenden auch in dieſer Frage ſind.

Die Verlreter der Arbeiler- und Soldalenräte
von Leipzig, Dresden und Chemult.

Wie es kam?7?
Unter dieſer Ueberſchrift veröffentlicht der Vorwärts

einen Aufſatz über die Vorgänge, die den unmittelbaren An-
ſtoß zur deutſchen Revolution gaben. Gewöhnlich rechnet man
als Beginn der Revolution den 5. November, den Tag ihres
Sieges in Kiel. Das iſt aber nicht richtig. Jn Wirklichkeit
hat ſie ſchon eine volle Woche früher eingeſetzt. Kiel war der
zweite Akt der Revolution. Der erſte Akt ſpielte ſich auf der
geſamten Hochſeeflotte ab und war die Notwehr von 80 000
Menſchen gegen einen alldeutſchen Schurkenſtreich.

Der Vorwärts weiſt ſodann auf die frevelhafte Propa-
ganda der Alldeutſchen für einen „nationalen Verzweiflungs-
kampf“ hin. Ein teuflicher Plan wurde ausgeheckt. Die
Flotte ſollte auslaufen und ſich im Kampf gegen einen über-
mächtigen Feind bis zum letzten Schiff opfern. Das hätte
wohl 80 000 Menſchen das Leben gekoſtet, aber wäre nach dem
Glauben der Alldeutſchen ein Ereignis geweſen, um das Volk
noch einmal mit der Stimmung der Auguſttage 1914 zu er-
füllen. Der Plan ſei keine Phantaſie, ſondern durch zuver-
läſſige Ausſagen von Matroſen erwieſen. Die Schlachtflotte
habe am 28. Oktober Befehl zum Auslaufen erhalten. Es
ſollte ſich, wie den Soldaten geſagt wurde, um ein Manöver
handeln. Aber aus Abſchiedsbriefen von Offizieren und
anderen Anzeichen hätten die Seeleute bald die Wahrheit er-
fahren und infolgedeſſen gemeutert. Die Ausfahrt ſei ver-
ſchiedenemale befohlen worden, aber jedesmal hätten die
Matroſen trotz der Beruhigungsanſprachen der Offiziere ſich
widerſetzt.

Nachdem die Matroſen einmal ſo weit gegangen ſeien,
ſei in ihnen der Entſchluß zum äußerſten Widerſtand wach
geworden. Den „Meuterern“ drohten ſchwere Zuchthaus-
ſtrafen und tatſächlich ſeien alsbald an tauſend Matroſen in
Wilhelmshaven gefangengeſetzt worden. Auf der einen Seite
habe das Zuchthaus, auf der anderen die Freiheit gewinkt.
Die Wahl ſei nicht ſchwer geweſen. Sie ſei auf die Revo
lution gefallen!

und Jahren, die unſer erwarten, mehr

die Heeresdilziplin, wonach das Vergeſetztenverhält-
nis des Offiziers zu den Mannſchaften beſteher bleibt und die Sol

Nationalverſammlung und
deutſche Einheit.

SK. Die herrlichen Tage der Revolution und des all
gemeinen Befreiungskampfes ſind nahezu abgeſchloſſen. Der
Sieg iſt auf der ganzen Linie errungen, die Könige und
Fürſten bis auf winzige Reſte entfernt, die neuen Regie
rungsgewalten konſtituiert. Die Sache des Volkes, der Frei-
heit und des Friedens, auch die Sache der Demokratie und der
Ordnung, hat ihren vollſtändigen Triumph errungen.

Ueberſieht man aber die neugeſchaffenen Zuſtände, ſo
zeigen ſich über das Deutſche Reich hin doch recht große Ver
ſchiedenheiten der neugeſchaffenen Regierungsgebilde. Faſt
überall hat man die alten Behörden im Amt gelaſſen, aber in
einzelnen Städten, wo die bisherigen Stadtverwaltungen ihr
Amt allzu ſchamlos zur Unterdrückung des Volkes und zur
Anfachung des kriegshetzeriſchen Fanatismus mißbraucht ha
ben, hat man neue Bürgermeiſter eingeſetzt. So iſt der hel-
denhafte Stadtdirektor Tramm von Hannover frühzeitig ge-
flüchtet ſein Nachfolger als Oberbürgermeiſter iſt Genoſſe
Landtagsabgeordneter Leinert. Und in Königsberg haben
die Arbeiter und Soldaten den Gründer der fluchbeladenen
Vaterlandspartei, Oberbürgermeiſter Kört zum Teufel ge
jagt und in dem Genoſſen Borwoſki, dem erſten ſozialdemo-
kratiſchen Stadtrat des preußiſchen Oſtens, ein würdiges
Stadthaupt eingeſetzt. Das ſind örtliche Beſonderheiten, die
e die Lage der Verhältniſſe ohne weiteres verſtändlich
ind.

Etwas anders liegt es mit der Verſchiedenartigkeit, in
der Zuſammenſetzung der neuen Regierungsgewalt ſelber.
Jn Württemberg und Heſſen hat man auch nach der Revo-
lution die demokratiſchen Kreiſe des Bürgertums in die Re
gierung hineingezogen und ihnen eine ſtarke Vertretung ein
geräumt. Jn Bayern ſind es unſere Genoſſen ſelber, die in
Gemeinſchaft mit den Unabhängigen eifrig auf die Bildung
von Vauernräten hinarbeiten und bisherige bekannte Bauern
führer zur Mitarbeit zu gewinnen ſuchen. Jn Hamburg und
Lübeck will man die alten Staatsgrenzen beſeitigen und ſich

nur noch als Teil der großen deutſchen Republik fühlen. Jn
Braunſchweig und Oldenburg-Oſtfriesland hingegen hat man
nicht nur ſelbſtändige Republiken ausgerufen, ſondern ihnen

auch ſchon eigene Präſidenten gegeben, obwohl das Amt des
Präſidenten an ſich etwas Undemokratiſches iſt. Jm weitaus
größten Teile des Reiches wirken Gewerkſchaften, Sozial
demokratie und unabhängige Sozialdemokratie mit Soldaten

und Matroſen im Arbeiter- und Soldatenrat zuſammen. Jn
Leipzig hingegen hat man die Gewerkſchaften und die alte
Partei gänzlich ausgeſchloſſen, und in Dresden die Partei
nur unter der Bedingung zum Arbeiterrat zugelaſſen, daß
eine Anzahl ihrer hervorragendſten Führer, wie der Reichs
tagsabgeordnete Dr. Georg Gradnauer und der Parteiſekretär
Kahmann nicht delegiert würden.

Alle dieſe Verſchiedenheiten haben an ſich nicht viel zu
bedeuten; ſie laſſen ſich im Fortgang der Entwicklung leicht

ausgleichen. Aber es beſteht auch die Gefahr, daß ſie ſich
immer tiefer einfreſſen und die deutſche Einheit allmählich
auflöſen. Es könnte dann ſtatt der einen großen deutſchen
Republik, die wir ſchaffen wollen, eine unüberſehbare Menge
von neuen Kleinſtaaten und ſelbſtändigen Kommunen ent-
ſtehen, die ihren beſonderen Entwicklungsgeſetzen folgen.

Um die deutſche Einheit über jede Gefahr hinaus ſicher-
zuſtellen, bedarf es der deutſchen Nationalverſammlung, welche
alle deutſchen Kräfte zuſammenfaßt, welche die Verfaſſung
und Verwaltung jedes einzelnen Bezirks auf feſte unverrück-
bare Rechtsgrundlagen ſtellt. Nur ſo kann die Bildung einer
neuen Mainlinie, kann das Ueberwuchern kirchturmspoli-
tiſcher Jntereſſen von vornherein ausgeſchloſſen werden. Wir
brauchen die konſtituierende Nationalverſammlung ſo raſch
wie möglich auch aus dem Grunde, damit das hohe Gut der
neu errungenen deutſchen Einheit nicht gefährdet wird.
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Reichskanzler Ebert hat geſtern im Geſpräch mit Ver
tretern der Voſſiſchen Zeitung mitgeteilt: Wir ſind feſt ent
ſchloſſen, die Konſtituante ſo ſchnell, wie nur irgend möglich,
einzuberuſen. Jeder Verdacht, den man in bürgerlichen Krei
ſen gegen dieſe Abſicht hegt, iſt völlig unbegründet. Wir
haben bereits die erſten Vorbereitungen getroffen und ge
denken beſtimmt, im Januar zu den Wahlen zu gelangen.
Der Gedanke, dieſe Wahlen heute, d. h. vor der Rückkehr der
Truppen abzuhalten, iſt darum leider nicht ausführbar, weil
dieſe heute weder mehr an ihren Fronten noch im Etappen
gebiet feſtſtehen, noch anderſeits ſchon in ihre Heimat zurück
gekehrt ſind. Jm Geſpräch über die t ge Note Wilſon
ſagte der Reichskanzler: Wir haben heute Beſprechungen ge
pflogen dahingehenh, daß Schiffe, Kohlen und alles Nötige
ſofort bereitgeſtellt werde, um die von Amerika bewilligten
Nahrungsmittel ſo raſch als möglich ins Land zu bringen.



Die Zukunft der Kriegs-
anleihe.

SK. Die Gefahr des Bolſchewismus ſcheint in Deutſchland end
gültig überwunden zu ſein. Auch die Unabhängigen hahen zwar
nicht in Worten, aber durch ihre Taten eine dicke Trennungslinie
giſcher ſich und ihm gezogen. Ein Erlaß der Reichsregierung,
mitunterzeichnet von Hugo Haaſe verkündet, daß auch die neue Re
gierung die Kriegsanleihe garantiert. Der faſt ausſchließlich aus
Unabhängigen zuſammengeſetzte Arbeiter- und Soldatenrat der

Stadt Hamburg hat in einem Aufruf die beſitzenden Klaſſen an
Fgehalten, ihr Geld nicht panikartig von den Banken abzuheben, da
er die Unverletzlichit des Eigentums für alle Fälle ſichern werde.

Derartige wirken zweifellos ſehr beruhigend. Denn
in der früheren Agitation der Unabhängigen war ein derartiges

für wirtſchaftliche Notwendigkeiten nicht immer zu er-
ennen. Jn Verſammlungen wurde ſtets erklärt, daß das Problem

der Kriegsanleihe ſich nur durch vollſtändige Annulierung der ge-
ſamten Anleiheſchuld, praktiſch alſo durch den Staatsbankrott, löſen

e.An Zur Mitregierung gelangt, müſſen die Unabhängigen doch ein-

ſehen, daß derartige Radikalkuren in der Theorie wohl ſehr ver
ockend ſind, in der Praxis aber der Patient an ihnen ſtirbt. Jn
der Tat, wie würde die Annulierufig der Kriegsanleihe wirken?
n erſter Linie würden zuſammenkrachen die Sparkaſſen, Genoſſen-
ſchaften, auch viele Gewerkſchaftskaſſen, die Kaſſen der Arbeiterver-

ſicherung, Angeſtelltenverſicherung, die Lebensverſicherungen uſw.,
die alle bis oben hin mit Kriegsanleihe beladen ſind. Gerade der
Arbeiter würde zunächſt ſein geringes Sparkapital einbüßen. Auchdie vorgeſchlagene Grenze von 1000 M., unterhalb derer die Kriegs-

anleihe Gültigkeit behalten ſoll, nützt dem Arbeiter nur dann, wenn
er ſeine Erſparniſſe direkt in Kriegsanleihe angelegt hat. Hat er

agegen ſein Geld in Form von Sparkaſſeneinlagen, Verſicherungs-
eiträgen uſw zurückgelegt, ſo geht es mit dem Zuſammenbruch der

Sparkaſſen und Verſicherungskaſſen trotzdem verloren. Man wendet
vielleicht ein, dem Arbeiter ſei an einigen hundert erſparten Mark
viel weniger gelegen als an regelmäßigem hohen Verdienſt. Mag
ein, daß der Arbeiter den Verluſt kleiner Erſparniſſe in bar ver

ſchmerzen könnte. Aber den Verluſt ihrer geſamten Verſicherungs-
'anſprüche kann die Arbeiterklaſſe als ganzes nicht vertragen, ohne
'um Jahrzehnte zurückgeworfen zu werden.

Außerdem würde die Annulierung der Kriegsanleihe direkt
gegen hohe und regelmäßige Löhne wirken, denn ſie würde natur-

gemäß eine Unmenge von Konkurſen induſtrieller Betriebe und da-
mit hohe Arbeitsloſigkeit nach ſich ziehen. Mit der ganzen Maß-
regel ſchneidet ſich die Arbeiterſchaft ins eigene Fleiſch, ſie wäre nur
denkbar, wenn am nächſten Tag der Kommunismus fix und fertig
daſtände.

Was ſoll nun aber geſchehen, um die ungeheure Kriegslaſt mit
der Zeit abzuwälzen? Man hat eine Verminderung des Zinsfußes

von 5 auf 3 Proz. vorgeſchlagen. Aber ganz abgeſehen davon, daß
ein ſolches Verfahren die Beſitzer von Kriegsanleihe ganz ungerecht-
fertigterweiſe ſchlechter ſtellen würden, als die, die ihr Geld weniger
patriotiſch in oft viel rentableren Jnduſtriepapieren angelegt haben,
gibt es ein viel einfacheres und gerechteres Verfahren.

Der Staat behandle die Kriegsanleihe grundſätzlich nicht anders
als irgend einen anderen Vermögenswert. Aber er erhebe eine ſo
ſcharfe progreſſive Einkommens- und Vermögensſteuer, daß der

'Beſitzer größerer Poſten Kriegsanleihe gezwungen iſt, zwecks Steuer-
zahlung einen Teil ſeiner Papiere zu veräußern. Es kann ja aus-
drücklich beſtimmt werden, daß die Steuer auch in Kriegsanleihe
entrichtet werden dürfe. Dann ergibt ſich folgendes: Der Beſitzer
von 100 000 M. Kriegsanleihe erhält ruhig ſeine 5000 M. Zinſen,
aber er muß 10 000 M. zur Steuerzahlung an den Staat zurück-
geben. Auf dieſe Weiſe werden 5000 M. amortiſiert, ohne daß der
Zinsdienſt aufhört. Der Kurs der Kriegsanleihe bleibt bei dieſem
Verfahren der alte, aber die Stücke wandern nach und nach in die
Hand des Staates zurück, bis ihre Zahl ſo gering geworden iſt, daß
die Verzinſung keine Schwierigkeiten mehr macht. Das iſt ein Weg,
der allen Teilen gerecht würde.

Die ReichsArbeitsloſenfürſorge.
Ueber die näheren Beſtimmungen, die das Geſetz betreffend

die Erwerbsloſenfürſorge treffen wird, erfahren wir folgendes:
Zur Unterſtützung von Gemeinden oder Gemeindeverbänden

auf dem Gebiet der Erwerbsloſenfürſorge werdenReichs mittel bereitgeſtellt. Die Gemeinden ſind verpflichtet,
eine Fürſorge für Erwerbsloſe einzurichten. Der Fürſorge darf
nicht der Charakter der Armenpflege beigelegt werden. Den Ge-
meinden oder Gemeindeverbänden wird von dem Gefamtaufwand
für die Erwerbsloſenfürſorge vom Reich und von den zu-
ſtändigen Bundesſtaaten erſetzt. Nicht leiſtungsfähigen Ge-

meinden kann eine Erhöhung der Reichsbeihilfe bewilligt werden.
z für die Gewährung der Erwerbsloſenunterſtützung iſt die

meinde des Wohnortes des Arbeitsloſen. Perſonen, die während
des Krieges zur Aufnahme von Arbeit in einen anderen Ort ver-
ogen ſind, ſollen möglichſt nach ihrem früheren Wohnort zurück
hren und ſind nach ihrer Rückkehr an dem früheren Wohnort dort

Zu unterſtützen. Dazu wird ihnen freie Eiſenbahnfahrt gewährt.Si Fürſorge ſoll nur arbeitsfähigen und arbeitswilligen über

15 Jahre alten Perſonen zuteil werden, die infolge von Erwerbs-
loſigkeit als Folge des Krieges ſich in bedürftiger Lage befinden.
Der Begriff der Hilfsbedürftigkeit iſt näher definiert. Ein kleiner
Beſitz von Spargroſchen oder einer Wohnungseinrichtung darf für
die Beurteilung der Bedürftigkeit nicht in Betracht gezogen werden.
Die Erwerbsloſenunterſtützung iſt auf die Dauer von köchſtens
drei Monaten zu gewähren. Art und Höhe der Unterſtützung, die
dung ciner kurzen Karenzzeit von höchſtens einer Woche für

ie Erwerbsloſen mit Ausnahme der Kriegsteilnehmer und anderer
Einzelbeſtimmungen, ſind dem Ermeſſen der Gemeinde überlaſſen.
Es iſt jedoch für eine ausreichende Unterſtützung zu ſorgen, die
mindeſtens den nach der Zahl der Familienmitglieder für den Er
nährer als angemeſſen zu erachtenden Ortslöhnen entſprechen muß.
An Stelle von Geldunterſtützung können auch Sachleiſtungen treten.
Ausſchließungsgründe für den Bezug der Unterſtützung find Miß
brauch der Einrichtung, Nichtbefolgung der Kontrollvorſchriften uſw.

Die Erwerbsloſenfürſorge und die Sewerkſchaften.
Der Entwurf des Geſetzes über die neue Erwerbsloſenfürſorge

ſieht in ſeinem F 15 die Möglichkeit vor, daß auf Antrag einer
Arbeitnehmerorganiſation die Auszahlung der Erwerbsloſenunter-

ung und die Kontrolle der Erwerbsloſen der antragſtellenden
ganiſation übertragen werden kann, wenn ſie ſelbſt ihren Mit-

ſiedern eine Erwerbsloſen- (Arbeitsloſen-) Unterſtützung gewährt
und wenn ſie ausreichende Garantien dafür bietet, daß die Aus-

lung der Unterſtützung und die Kontrolle der Arbeitsloſen ord-
ngégemäß erfolgt.

Ebert zu den Soldatenräten.
d Reichstag fand geſtern eine neue Sitzung der Soldaten

räte der Berliner Garniſonen ſtatt. Reichskanzler Ebert führte
u. a. aus: möchte zunächſt bemerken, daß ich gegen die Bildung
der Roten Garden bin. (Großer Beifall.) FNachrichten, die mir

zugingen, beſtätigen zwar, daß die Frafit ſich bis zum letzten

u

agen hat; daß aber die Etappe im Begriff iſt, ſichtapfer s
J zulöſen. Dieſes Chaos wird vermehrt durch die Unmöglichkeit,

e zurückflutenden Maſſen zu ernähren. Dadurch leidet die Selbſt
zucht des nnes. Wir müſſen das Jnduſtriegebiet in Takt halten
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und müſſen die Ernährung organiſieren. Dazu brauchen wir Ruhe
und Sicherheit im Jnnern. Schnellſtens müſſen Organiſationen
auf den Bahnhöfen geſchaffen werden, die die Heimkehrenden ver-
pflegen, einteilen und ihnen Arbeit zuweiſen. Heute iſt die zurück
flutende Welle ſchon in Weſtfalen; in wenigen Tagen wird ſie in
Berlin ſein. Die zweite Aufgabe, mit deren Ecrfüllung Sie ſich
die größten Verdienſte erwerben würden, iſt die öffentliche Sicher-
heit. Die Zukunft unſeres Volkes, unſerer Frauen und Kinder gilt
es auf das ſchleunigſte ſicherzuſtellen und hierzu bitte ich Sie,
uns Jhre ſtarken Arme zu leihen.

Der neue Berliner Polizeipräſident
an die Beamten.

Nach dem Berliner Lokalanzeiger entwickelte der neue Polizei
präſident von Berlin, der Unabhängige Sozialdemokrat Eichhorn,
in einer Beſprechung ſeine Grundſätze bei der Verwaltung des
Amtes: Die traurigen Begleiterſcheinungen des Umſturzes in Ruß-land ſollten hier nicht vorkommen. Es müſſe völlige Freiheit auf

dem Gebiet der politiſchen Meinungsäußerung beſtehen. Die poli-
tiſche Polizei ſei aufgehoben. Es gebe keine Beſchränkung der Ver-
ſammlungsfreiheit mehr. Die Polizei ſolle nur für Ordnung, Rube
und Sicherheit ſorgen. Auf dem Gebiet der Sittenpolizei müſſe
Unheil verhütet werden. Beſonders liege die Gefahr vor, daß
zahlreiche Soldaten mit Geſchlechtskrankheiten heimkehrten. Die
Straßenpolizei werde vielleicht ſpäter mit Gummiknüppeln aus-
gerüſtet werden. Auf jedem Revier ſolle ein Vertrauensmann aus
der Bürgerſchaft fungieren, den man bei Beſchwerden in Anſpruch
nehmen könne. Die Beamtenſchaft des Präſidiums und der Be-
zirksämter bleibe im Dienſt. Ein großer Teil der Schießereien in
Berlin komme auf das Konto radauluſtiger Elemente. Die Polizei
ſolle künftig lediglich eine Organifation der Hilfe und Ordnung
ſein und der geſamten Bürgerſchaft gleichmäßig dienen.

Weitere Thronverzichte.
Der Großherzog von Mecklenburg- Schwerin hat für

ſich und ſein Haus auf den großherzoglichen Thron berzichtet.
Herzog Karl Eduard von Sachſen-Koburg- Gotha hat

ebenfalls dem Throne entſagt.
Der Herzog von Altenburg hat dem Throne entſagt und

wird ſich demnächſt nach Hummelshain zurückziehen.

Der Bremer A. u. S.-Rat.
hat geſtern abend einſtimmig folgende Bekanntmachung be-
ſchloſſen: Der Arbeiter- und Soldatenrat hat die Ausübung der
politiſchen Gewalt im Bremer Staatsgebiet übernommen. Senat
und Bürgerſchaft beſtehen nicht mehr. Das Bremer Staatsgebiet
bildet künftig einen Beſtandteil der deutſchen Volksrepublik. Ueber
die weitere Geſtaltung der Verhältniſſe entſcheidet die ſpäter zu
ſchaffende Körperſchaft. Für Ruhe und Ordnung wird Gewähr ge-
leiſtet. Jeder gehe ſeinem Berufe nach. Die Beamten bleiben
auf ihrem Poſten, die Gehälter werden weiter gezahlt. Das Privat-
u wird geſchützt. Plünderer werden ſtandrechtlich ab
geurteilt.

Tſchecho-ſlowakiſche Republik.
Prag, 14. November. Die Nationalverſammlung des tſchecho-

ſlowakiſchen Staats hielt heute ihre erſte Sitzung ab. Nach einer
längeren Rede des Vorſitzenden des Nationalausſchuſſes, in der er
den tſchecho-ſlowakiſchen Staat als freie tſchechiſche Republik er-
klärte, wurde zum erſten Präſidenten der Republik Maſaryk,
zum Präſidenten der Nationalverſammlung der bisherige Reichs-
ratsabgeordnete Franz Tomaſek und zum Miniſterpräſidenten
Kramarſch gewählt.

Kleine NVachr'chten.
Köln, 14. November. Wie die Kölniſche Volkszeitung von zu

verläſſiger Seite erfährt, iſt der Abſchluß eines Präliminar-
friedens bereits angebahnt.

Köln, 14. November. Wie der Kölniſchen Volkszeitung von
gutunterrichteter Seite aus Berlin mitgeteilt wird, wird die Ein-
heit der Verwaltung und der Zuſammenhang zwiſchen dem
lenksrheiniſchen und dem übrigen Deutſchland auch unter der feind-
lichen Beſatzung gewahrt bleiben.

Berlin, 15. November. Der Berliner Magiſtrat hat die Er-
laubnis gegeben, daß die Opfer der Revolution auf dem Friedhof
der Märzgefallenen, wo bereits die Opfer der Revolution von 1848
beerdigt ſind, beigeſetzt werden ſollen. Bisher ſind 63 Leichen zur
Beiſetzung gemeldet worden. Wie auf einer Verſammlung des
Vereins Berliner Schutzleute mitgeteilt wurde, ſind bei den Vor
gängen am Revolutionsſonnabend bei der Beſetzung des Polizei
präſidiums 16 Schutzleute erſchoſſen worden.

Bern, 13. November. Das ſozialdemokratiſche Oltener Aktions-
komitee hat beſchloſſen, den Landesſtreit heute um Mitternacht
abzubrechen.

London, 13. November. (Reuter.) Das Oberhaus hat eine
Bill angenommen, die den Frauen das paſſive Wahlrecht
für das Unterhaus gibt.

London, 13. November. Die Admiralität teilt mit, daß das
britiſche Schlachtſchiff Audacious nördlich der iriſchen Küſte am
27. Oktober auf eine Mine gelaufen und geſunken iſt.

Waſſhington, 14. Oktober. Auf den Appell des Reichskanzlers
Ebert ſchickte Wilſon eine beruhigende Antwort an das
deutſche Volk. Er verſpricht, mit Lebensmittellieferungen zu helfen,
um den Notſtand zu lindern. Gleichzeitig verlangt er aber die Zu
ſicherung, daß die öffentliche Ordnung in Deutſchland aufrecht-
erhalten werde und daß eine gerechte Lebensmittelverteilung garan
tiert werde.

Politiſche Veberſicht.
Deutſches Reich.

Zu dem neuen Regierungsprogramm
di ter Zeitung: Wir hab fenbar das Arbeitsre n e khie g bie eernt der fonſtuierenten

Nationalverſammlung.
oder nicht, darüber wird das deutſche Vo bſt zu n ben.
Ein Teil der ſozialiſtiſchen Elemente glaubt, die e tariſche u
blik“ ſchon verwirklicht zu haben, und ihnen ſtellte ſich die neu gewon
nene Re gsgewalt als Diktator der Proletarier dar. Aber das
deutſche Volk wird nicht für eine alte Gewaltherrſchaft eine neue um-
en wollen. Freilich handelt die neue Regierung. ſolange die

onal mlung nicht zuſammengetreten iſt, auf dem Wege der
Diktatur. Aber die vorläufige Diktatur iſt ünvermeidlich, da noch
keine rechtmäßige Gewalt beſteht. Das deutſche Volk wird ſich damit
abſinden, ſolange auf dieſem Notwege nur das geregelt wird, was zur
Aufrechterhaltung geordneter Zuſtände und zum Ab des Frie
dens, der Ueberführung der Kriegs in die Friedenswi ft notwen
dig iſt. Maßnahmen, die aller Wahrſcheinlichkeit nach auf Zuſtim
müng der Mehrheit des Volkes rechnen können. Denn alle jetzt ver
kündeten Geſetze und Verordnungen werden erſt dann dauernde Gel-
tung gewinnen, wenn das Volk ſelbſt ſie beſtätigt haben wird. Was
die heutige vorläufige Regierr a als Geſetz in Kraft ſetzt, das verwirk
licht Forderungen, die auch n Liberalismus und der bürgerlichen
Dewmokratie erhoben worden ſind, die Zuſicherung voller Rede- und
Preßfreiheit wird in allen Teilen der Bevölkerung begrüßt werden.
Das deutſche Volk aber darf nicht vergeſſen, daß aus der neuen Frei-
heit auch eine neue Verantwortung ihm erwächſt. Schwerſte Kriegs
not ſteht uns mit der Demobilmachung und der Umbildung in den
wirtſchaftlichen und ſozialen Friedenszuſtand immer noch bevor. Dar
aus erwächſt allen Kreiſen des Volkes die vaterländiſche Pflicht, dieſe
Regierung in der Erfüllung ihrer ſachlichen Gegenwartsaufgaben zu
unterſtützen. Den herrſchenden Gewalten aber erwachſen aus den Not
wendigkeiten des Friedensſchluſſes und der Ueberleitung entſprechende
Pflichten wie uns anderen. Die Entente wird offenbar die Sicherungen
des Friedensvertrages danach bemeſſen, ob auf deutſcher Seite das
ganze Volk die Bürgſchaft übernimmt, oder nur eine Klaſſenreg. erung
und Klaſſendiktatur.

Beſetzung von Regierungsämtern.
Jn das Auswärtige Amt, das der unabhängige Sozial

demokrat Haaſe leitet und in dem der ſozialdemokratiſche Unterſtaats-
ſekretär Dr. David arbeitet, ſoll als zweiten Unterſtaatsſekretär
Karl Kautsky eintreten. Die Ernennung wird noch einige Zeitauf ſich warten aſſen, da Kautsky erſt in den Verband des Reiches auf

werden muß, weil ſein Geburtsort im tſchechiſchen Teil
öhmens liegt.Als ſechles Mitglied tritt in das preußiſche Kabinett zu

de Abgeordneten Hirſch Braun und Haeni'ſch von der ſozialdemokra-
tiſchen Partei und den gg. Ströbel und Adolph Hoffmann von der
unabhängigen ſozialdemokratiſchen Partei der Berliner Rechtsanwalt
Dr. Kurt Roſenfeld (U. Soz.)

Jn das preußiſche Miniſterium des Jnnern, das von dem
Sozialdemokraten Paul Hirſch geleitet wird, tritt als Unterſtaats-
ſekritär der unabhängige Sozialdemokrat Dr. Rudolf Breit-
ſcheid.

Der Aufruf der nationalliberalen Reichstags
fraktion.

Die in Berlin anweſenden Mitglieder der nationalliberalen Reichs
tagsfraktion haben einen Aufruf erlaſſen, in dem ſie ſich mit den neuen
Verhältniſſen abfinden. Auch das Bürgertum wünſche eine grund
logende Neuordnung unſerer verfaſſungsmäßigen Zuſtände. „Es iſt“,
heißt es wörtlich, „ſein ſeſter Wille, mit allen Kräften weiterhin an
der Schaffung neuer, dauerhafter Grundlagen eines wirklich demo-
kratiſchen Staates mitzuarbeiten. Wahre Freiheit aber iſt ohne volle
Gleichberechtigung aller Glieder des Volkes undenkbar und bedarf zu
ihrer Sicherung ſtagklicher Ordnung. An Stelle des Reichstages kann
daher nur eine gleichfalls aus dem allgemeinen gleichen geheimen und
direkten Wahlrecht hervorgegangene konſtituierende Nallonalverſamm-
lung treten. Allein aus dieſer Nationalverſammlung kann der Wille
der Notion ſprechen. Jhm ſich zu beugen, iſt vaterländiſche Pflicht.“

Was unſere volle Billigung findet. Geſagt werden muß jedoch,
daß die hier ausgeſprochenen Grundſätze bis zu Beginn der Revolution
von den Nationalliberalen abgelehnt worden ſind und deshalb
weſentlich mit zum Zuſammenbruch des herrſchenden Machtſyſtems bei
getragen haben.

Jn dem Aufrufe werden weiter die Beamten und Landwirte auf-
gefordert, der proviſoriſchen Regierung mit allen Kräften bei ihren Be
mührngen beiſtehen, den geordneten Gang der ſtaatlichen Geſchäfte auf
rechtzuerhalten und die Ernährung der Bevölkerung zu ſichern. Dann
fahrt der Aufruf fort. „Die proviſoriſche Regierung aber dürfte ihre
Aufgabe nur in einem engen Zuſammenhang mit dem deulſchen Reichs
lag erfüllen können, deſſen Mitglieder bis zur Wahl der Nationalver-
ſammlung die von dem deutſchen Volk frei gewählte und geordnete Ver-
tretung bleibt. Nur eine ordnungsgemäß gewählte Vertretung des
ganzen Volkes kann den Frieden in völkerrechtlich unantaſtbarer Weiſe
verbürgen und damit die Vorausſetzungen für Deutſchlands Zukunft als
gleichberechtigtes Glied des Völkerbundes ſchaffen.

Der Reichstag iſt bis jetzt noch nicht aufgelöſt. Ob es zweckmäßig
iſt, ihn bis zum Zuſammentritt der Nationalverſammlung weiterarbei-
ten zu laſſen, ſoll hier unbeantwortet bleiben. Die Hauptſache iſt, daß
eine Nationalverſammlung gewählt wird, der alle geſetzgebende GBe-
walt zu unterſtellen iſt.

Die Neuordnung in Baden.
Die Badiſche Vorläufige Volks regierung er-

klärt:
1. Der Großherzog hat auf die Ausübung der Regierungs

gewalt verzichtet.
2. Alle Staatsgewalt iſt in den Händen der Badiſchen Vor-

läufigen Volksregierung.
3. Wir erklären hierdurch, daß Baden eine freie Volksrepub-

ik iſt.
4. Endgültig über die Staatsform entſcheidet die Badiſche Natio-

nalverſammlung.
5. Die Nationalverſammlung wird am Sonntag, dem 5. Jan.

1919 gewählt. Sie tritt innerhalb 10 Tagen nach der Wahl in
Karlsruhe zuſammen.

6. Die Wahl zur Nationalverſammlung findet nach dem glei-
chen, geheimen, direkten und allgemeinen Wahlrecht auf Grund des
Verhältniswahlſyſtems durch alle mindeſtens 20 Jahre alten männ-
lichen und weiblichen Perſonen ſtatt, welche am Tage der Wahl
Badener ſind.

Alter Streit und neue Einſicht.
SK. Die Unabhängigen geben ſich jetzt gern den Anſchein, als ob

der Eintritt und der Sieg der Revolution ihnen auf der ganzen Linie
recht und der alten Sozialdemokratie durchweg unrecht gegeben hätte.
Das iſt keineswegs der Fall. Aber wir verzichten gern darauf, das
heute auseinanderzuſetzen. Nur auf eines wollen wir hinweiſen: die
Unabhängigen führen heute die Sprache, welche wir in den letzten
Jrhren ſtändig geführt haben. Wie haben ſie uns als Regierungsſozia-
liſten geſchmäht! Jetzt aber druckt die ganze unabhängige Preſſe einen
parteioffiziellen Aufſatz nach, in dem auseinandergeſetzt wird, daß die
Soldaten das einmütige Zuſammengehen mit der Sozialdemokratie zur
Bildung einer Regierung erzwungen hätten. Weiter wird dann zur
Rechtfertigung dieſes Zuſammenſchluſſes ausgeführt:

Den Tatſachen muß man ſich beugen, es geht nicht an, ſie ver
diſſen ignorieren zu wollen oder ſchmollend zur Seite zu gehen. EinePartei, die in ſolcher Situation, wo glattweg alles auf dem Spiel

ſteht, ſich um die Verantwortung herumdrücken wollte, wo ihr ein
Teil der Macht zufällt, würde das Vertrauen der Maſſen verlieren.

Das ift genau die. Begründung, welche auch die Teilnahme der
Sczialden otratie an den interfraktionellen Beratungen und an der Re
gierung des Prinzen Max rechtfertigt.

Die Unabhängigen haben eben b auch Verantwortung übernom
men und müſſen daher wie Leute mit Verantwortung ſprechen gerade
i aus der ſie uns immer ein ſchweres Verbrechen gemacht
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Halle und Saalkreis.
Halle, 15. Rovember 1918.

AufrufSämtliche Heeresangehörige, die ſich von ihren Trup

penteilen unerlaubt entfernt haben, werden aufgefor
dert, unverzüglich zu denſelben zurückzukehren. Widri-
genfalls erfolgt ſtrenge Beſtrafung.

Halle, den 14. November 1918.
Der Soldatenrat der Stadt Halle.

n

Volksabend mit freier Ausſprache.
Der 2. Volksabend, von den Profeſſoren unſerer Univerſität

für geſtern abend in den Thaliaſälen veranſtaltet, hatte ein un-
gemein zahlreiches Publikum auf die Beine gebracht. Der große
Saal mit Galerien war bis auf den letzten Platz gefüllt.

Herr Profeſſor Abderhalden eröffnete die Verſammlung und
wies auf die große Umwälzung hin, die Deutſchland in den letzten
Tagen durchmacht. Das deutſche Volk kann ſich glücklich ſchätzen,
daß die Einführung der Republik bis jetzt in unblutiger Weiſe
durchgeführt worden iſt und es ſei nur zu wünſchen, daß wir auch
in Zukunft trotz der unerhörten Waffenſtillſtandsbedingungen der
Entente und der drohenden Ernährungsſchwierigkeiten vor dem
Bürgerkriege bewahrt bleiben. Zur Einführung der wahren Demo-kratie müſſe jetzt freilich ſofort in die Vorbereitung und die Wahlen

zur Nationalverſammlung eingetreten werden.
Hierauf ergriff Herr Prof. Wohltmann das Wort zu ſeinem

Vortrag über: „Stand und Zukunft unſerer Volksernährung“.
Wenn wir uns die Frage vorlegen, wie es gegenwärtig mit unſerer
Ernährung ſteht und wie es in Zukunft damit werden ſoll, ſo müſſen
wir einen Rückblick tun, um zu unterſuchen, ob alle Faktoren, die
dafür in Betracht kommen, ihre Schuldigkeit getan hätten. Jn
erſter Linie kommen für die Ernährung des Volkes die deutſche
Landwirtſchaft in Frage. Wenn noch bis in die Mitte der achtziger
Jahre hinein die deutſche Landwirtſchaft in der Lage war, die Pro
dukte ſelbſt zu erzeugen, die die Bevölkerung brauchte, ſo wurde
das anders, als Deutſchland ſich vom Agrar- zum Jnduſtrieſtaat
entwickelte. Seit 1885 war unſere Landwirtſchaft nicht mehr im-
ſtande, die Bevölkerung zu ernähren. Der Vortragende, der ſich
in ſeinen weiteren Ausführungen auf ein reiches, ſtatiſtiſches
Material ſtützte, forderte für die Zukunft, daß der Landwirtſchaft
vor allem durch Zuführung von Futter- und Düngemitteln uſw.
die Möglichkeit gegeben werde, ihren Viehſtand wieder heben zu
können und reichere Erträge aus dem Boden herauszuholen, dann
aber auch durch Beſeitigung des großen Leutemangels Gewähr für
Beſtellung der Aecker und Felder gegeben ſei. Die Gefahr, daß
durch die Fortſetzung der Blockade die Ernährungsverhältniſſe für
die nächſten Monate noch ziemlich große ſeien, laſſe ſich nicht ver
heimlichen. Pflicht jedes einzelnen ſei es, durch weitere Sparſam-
keit an Lebensmitteln die Situation zu erleichtern. Die Ratio-
nierung der Lebensmittel werde jedenfalls noch längere Zeit
nötig ſein.

Die ſich dem Vortrage anſchließende Debatte zeigte, daß die
große Umwälzung ein lebhaftes Jntereſſe für alle öffentlichen
Fragen angeregt hat. Die Ausſprache brachte aber auch zum Aus
druck, daß es Pflicht ſei, ſich rückhaltlos auf den Boden der Tat-
ſachen zu ſtellen und an dem Neubau unſeres Staatsweſens kräftig
mitzuarbeiten.

Der Vorſitzende teilte zum Schluſſe noch mit, daß am Donners-
tag, 21. November, eine weitere Verſammlung ſtattfinden wird mit
der Tagesordnung: „Das Geld im Kriege und im Frieden“.

7

Die Tränenſeligen.
Es gibt in dieſer Welt wunderliche Käuze! Zum Beiſpiel: Leute,

die im Tierſchutzverein ſind, ihr Dienſtmädchen aber ohrfeigen; fromme
Kirchgänger, die zugleich gewiſſenloſe Wucherer ſind und ähnliche un
normal gebaute Menſchen. Jetzt trifft man auf viele Leutchen, beſon-
ders weiblichen Geſchlechts, die dem abgedankten Kaiſer und ſeiner
Familie die bitterſten Kummerzähren nachweinen. „Ach Gott,“ flennen
ſie, „wie mag nur dem Kaiſer zumute ſein; geſtern noch ſo ein großer
Herr, und heute m in Holland.“ Oder: „Was wird nun die
arme Kaiſerin tun?“ Andre zerbrechen ſich das Spatzengehirn mit der
Frage, woher die Frau Kronprinzeſſin für ihre neugebornen Zwiſlinge

ſie hat gar keine Wäſche und Milch hernehmen wird.

Die Herrſchaften doch beruhigen. Der Kaiſer iſt ja in
guter Geſellſchaft. Geteilter iſt halber Schmerz. Die ehe
maligen Kaiſer und Zaren von Oeſterreich und Bulgarien, die Könige
von Württemberg, Sachſen und Bayern, eine Menge deutſcher Groß
herzöge und Fürſten, noch mehr öſterreichiſche Erzherzöge, ruſſiſche Groß

ten und eine Legion Prinzen aller Grade ſind ſeine Leidensgenoſſen.
it ihnen kann er ſich tröſſen. Hat man denn nicht den Millionen

Witwen, Müttern, Vätern und Bräuten der e enen Soldaten
vier Jahre lang gepredigt, daß ſie ſich in ihrem rz eins fühlenmüßten t e. i Wie Todesopfer für das Vaterland bringen

mu Wer Urſache hätten, ganz beſonders ſtolz zu ſein auf
n

Nun, dieſe ten mit ihrem ganzen Anhang mußten auch zumBeſten des Wie s „ſallen“. Aber ſie leben doch! Und wenn
einer unter ihnen iſt, der den Verluſt ſeines Thrones nicht verwinden
kann, der hat es ja in der Hand, das zu ändern.

„Ein Sprung von e Brücke macht mich freil“ ſagt Gertrud,
des Stauſachers mutige Frau aus „Wilhelm Tell“. Und ſie war nur
ein ſchlichtes Bauernweib ohne die verfeinerten Ehrbegriffe unſrer Of-
S zu der die Fürſten durch Geburt gehörten. Solange alſo

ilhelm Ex das Leben noch erträglich findet, können ſich die ſentimen
talen Weiblein in den Vorder- und Hinterhäuſern unſrer Stadt die
Tränen erſparen.

Und auch der Kaiſerin geht es gut. Sie ſteht unterm tze fozial
demokratiſcher Soldatenräte in Potsdam, und iſt dafür fehr dankbar.
Und mit ihrer Schwiegertochter wird es ähnlich ſein. Alſo nur Ruhe.
Habt ihr Tränen, ſo widmet ſie den Toten, die jahrhundertelang für die
Erhaltung der Throne der jetzt geſtürzten Größen ihr Leben laſſen muß-

ten, bis zum heutigen Tage! (Magdeb. Volksſt.)

Betriebsſtörung. Am Mittwoch riß in der Delitzſcher Straße
die Oberleitung der Straßenbahn, wodurch der Betrieb nach dem
Schlachthofe und nach Büſchdorf etwa zwei Stunden geſtört wurde.

Zuſammenſtoß. Jn der Merſeburger Straße ſtieß ein Stra-
ßenbahnwagen mit einem einſpännigen Fuhrwerk zuſammen. Außer
einer Beſchädigung der vorderen Plattform des Straßenbahn-
wagens entſtand kein Schaden. Die Schuldfrage iſt noch nicht ge
klärt.

Huhn geſtohlen. Jn der Nacht zum Dienstag wurde aus
einer Schrebergartenlaube am Lettiner Weg ein Huhn im Werte
von 20 M. geſtohlen. t

Theater. Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Das Muſikdrama „Die verſunkene Glocke“ von

Heinrich Zöllner iſt eine Vertonung des gleichnamigen Gerhart
Hauptmannſchen Schauſpiels. Zöllner hat den Originaltext Haupt-
manns benutzt unter Zuhilfenahme von Streichungen und Um-
ſtellungen. So iſt beſonders die gewollt myſtiſche und unverſtänd-
liche Formel der drei Becher im Schlußakt weggelaſſen, eine Kür-
zung, die dem Geſamtwerk nur zum größten Vorteil gereicht. Die
Aufführung iſt ſgeniſch von Leopold Sachſe, muſikaliſch von Oskar
Braun vorbereitet worden. Den Glockengießer ſingt Julius Neu-
dörffer, das Rautendelein Anna Enghardt. Das Werk kommt
Freitag, den 15. und Sonntag, den 17. zur Aufführung. Heute
Donnerstag, den 14., wird „Die Roſe vom Stambul“ gegeben,
Sonnabend, den 16. „Hoffmanns Erzählungen“. Am Sonntag,
dem 17. Volksvorſtellung „Heimat“ von Sudermann, Montag,
dem 18. „Der Zigeunerbaron“.

Thalia- Theater. Am Sonntag, dem 17. November, abends
734 Uhr, gelangt im ThaliaTheater durch das Perſonal des
Stadttheaters Sudermanns Schauſpiel „Johannisfeuer“ zur Auf-
führung.

Aus der Provinz.
Weiterarbeit der Regierung i Merſeburg.
Regierungspräſident von Gersdorff verſammelte ſämtliche Be

amten der Regierung am Sonntag vormittag um 11 Uhr, um
über die jetzt entſtandene Lage mit ihnen zu beraten und ſie zu
treuer r auch unter den veränderten Machtverhält-
niſſen aufzufordern. Die Beamten erklärten ſich ſamt und ſondersbereit, i der neugeſchaffenen Situation anzupaſſen und ihre
Dienſtobliegenheiten nach wie vor mit dem gleichen Pflichtbewußt-
ſein wie früher zu verſehen, und zwar lediglich im Jntereſſe des
Vaterlandes. Den gleichen Standpunkt nimmt auch Regierungs-
präſident von Gersdorff ein.

edti. Schändet nicht die Revolution! Wie vonHettft
ſeiten der ſozialdemokratiſchen Parteileitung in der heutigen Ver-

n mitgeteilt wurde, ſind vorgeſtern und rund 1000
ntner Zuckerrüben von den Feldern des Rittergutes Walbeck ge

ſiohlen worden. Die Parteileitung bezeichnete dieſe und ähnliche Tat-
ſachen als Schandfleck, vor dem die SelbſtDiſziplin aller ihrer An
hänger die neue Regierung bewahren müſſe.

Bad Köſen. Alles ruhig. Jn unſerer Stadt vollzieht ſich die
Verwaltung noch ganz in früherer Weiſe, nur daß die Stadtverwaltung
ſich vom Naumburger Arbeiter und Soldatenrat einen Sicherheits-
en erbeten und erhalten hat, der in Stärke von 10 Mann im

garten Reſtaurant Quartier erhielt.

Tödlich verunglückt iſt, wie der Cölled. Anz. ſchreibk,
am Sonnabend vormittag bei Ausübung ihres Berufſes auf der Station
Guthmannshauſen eine Bremſerin aus Bad Köſen. Beim Auf-
r auf den fahrenden Zug iſt ſie jedenfalls abgerutſcht und unter
We der geraten. Der Körper der Verunglückten war vollſtändig zer

ückelt.

Zeit. Pferdefleiſch. Verkauf von je 1 Pfund am Freitag,
dem 15. November, vormittags von 8--12 Uhr bei Frommelt M.
1901--2000, bei Reif Nr. 2001--2100. Nur die aufgerufenen Mar
ken können berückſichtigt werden. Die Ausweiskarte iſt vorzulegen.

Bitterfeld. Wohnungsnot. Hier in Bitterfeld PHerrſcht ſeit
langer Zeit eine Wohnungsnot ſondergleichen. Die hieſigen Fabriken

ben ſich nie veranlaßt gefühlt, richtige Arbeiter- Wohnhäuſer zu bauen
ur elende Holzbaracken und womöglich Steinbaracken wurden den Ar-

beitern, die Tag und Nacht in den Giftbuden ſchafften, auf den Werken
zur Verfügung geſtellt. Jedoch für die Pferde des Herrn Doktors wird
eſorgt. Ein Pferd galt ja auch mehr als ein Menſch. Es iſt ein
ferdeſtall hier in der Aeußeren Zörbiger Straße gebaut worden, wei-

cher die ganze Front ſchändet. Es wurde bisher alles bewilligt, nur
keine Arbeiterwünſche verückſichtigt. Es wird aber nun den Herrchens
doch etwas anders zumute ſein, denn in der ſozialen Republik werden
die Verhältniſſe für die Arbeiter ſich weſentlich günſtiger geſtalten.

Belgern. Arbeiter- und Soldatenrat. Auch in unſrer
Stadt fand Sonnabend abend im Ratskeller eine Soldaten-Verſamm
lung ſtatt, an der die hieſige Garniſon vollzählig teilnahm. Nach kurzer
Anſprache erfolgte die Wahl eines Soldatenrates, in der als Vorſitzender.
Unteroffizier Dammköhler gewählt wurde. Am Sonntag abend fand
im Schützenhaus eine Volksverſammlung ſtatt. Nach Eröffnung der
ſelben durch den Soldatenrat erfolgte die Wahl eines Arbeiterrates. Er
ſetzt ſich zuſammen aus folgenden Herren: Zſchieſche, 1. Vorſ., Brauer,
2. Vorſ., Wagner, Schriftf. und als Beiräte, Ritter, Petzold, Paul.
Nachdem der Vorſitzende des Arbeiterrates über die Bedeutung des
Umſchwunges geſprochen hatte, wurde die Verſammlung mit einem
Hoch auf die deutſche Republik geſchloſſen. Bei der Wahl zu dem
kirchlichen Gemeindekörperſchaften wurden gewählt zu Aelteſten Emil
Krülle, Bürgermeiſter Lederbogen, Osk. Zimmermann, Eug. Richter
zu Gemeindevertretern Ed. Berge, Kantor Freywald, Kämmerer Riet-
dorf, Ernſt Berge, Guſt. Dähnert, Sekretär Scherf, Wilh. Weſer,
Lehrer Ollendorf, Otto Möbius, Jul. Ecknig und Rob. Zeller.

Torgau. Falſches Gerücht. Auf der Eiſenbahn wurden
zwei herrenloſe Kiſten vom Arbeiter und Soldatenrat beſchlager
nahmt. Sie enthielten: 6 lebende Gänſe und zuſammen etwa
70 Pfund weiße BVohnen, grüne Erbſen, Aepfel uſw. Die ſämtke
lichen Sachen einſchließlich der lebenden Gänſe wurden dem hie
ſigen Garniſonlazarett zur Errichtung einer Sonderzuweiſung an
Schwerverwundete und Schwerkranke überwieſen und ordnungs-
gemäß empfangen. Die Beſchlagnahme hatte, wie uns mitgeteilt
wird, zu dem Gerücht Anlaß gegeben, der Soldatenrat habe „für
ſich“ die Sachen beſchlagnahmt. Das iſt ſelbſtverſtändlich grundfalſch
und widerſinnig. Die Empfangsbeſcheinigungen der Lazarettver-
waltung wurden uns vorgewieſen. Wie uns ferner der Arbeiter-
und Soldatenrat mitteilt, wird in Zukunft bei Beſchlagnahmen von
Lebensmitteln in folgender Weiſe verfahren werden: Kleinere
Mengen werden den Lazaretten überwieſen, größere Mengen,
wenn ſie leicht verderblich bzw. zum baldigen Genuſſe beſtimmt
ſind, je zur Hälfte dem Militär und der Zivilbevölkerung. Andere
Lebensmittel werden den Magazinen überwieſen.

e eStädtiſcher VMahrungsmittelverkauf.
Eier. Sonnabend, vormittags von 8--1 Uhr: Nr. 67 001--74 000

der Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon
e e für 42 Pf. Die Eier ſind nicht zum Kochen in der
Schale.

Rinderfett. Sonnabend, vormittags von 8--1 Ahr: Nr. 49 501
bis 50000 der Lebensmittelſcheine. P Perſon 55 g für
25 Pf. in der Talamtſchule. Gefäße ſind mitzubringen.

Zwiſchen Himmel und Erde.
48 Roman von Otto Ludwig.

Fritz Nettenmair lacht im wilden Hohn und ſchluchzt zu
gleich im hilfloſen Schmerz. Die Kinder ſind ja nicht mehr
ſein. Er iſt ja ihr Vater nicht mehr. Er iſts. Er! Seine
Kinder ſind's. Er iſt ihr Vater. Er, der ihm alles genommen,
hat ihm auch die Kinder genommen. Das, was man dem
Elendeſten läßt. Wenn Er gehen müßte, Er! die Kinder
hingen ſich an ihn; eher riſſen die Händchen, als daß ſie ihn
ließen. Und das Weib hier, dies ſchöne Weib mit dem Engels-
antlitz, auf das ſelbſt die Lampe liebend all ihre Strahlen
ſammelt und mehr Glanz von ihr gewinnt, als ſie von der
Lampe; dieſes Weib, Sein Weib, Seins! auch Sein,
wie alles, was einmal mein war! Sie iſt in ihren Kleidern
zu Bett gegangen; ſie kann die Stunde nicht erwarten, wo
ich gehe; und ginge Er, dieſe Roſen würden bleich, ſie flöſſe
ſterbend in ihn hinüber, um nicht getrennt von i h m zu ſein.
Wie ſie auffahren würde, ſagt ihr einer in den Traum hinein,
den ſie von ihm träumt, denn ſie lächelt, er geht! Er, i her
Nein! ich will nicht gehen! Nein! ich kann nicht gehen! Lieber
tauſendmal ſterben! Und er hat ja dem Tode ſchon ins An
geſicht geſehen, vor Stunden erſt, als er vor dem Vater auf
der Rüſtung hingeſtreckt lag. Es war ein Kinderſpiel, das
Sterben, gegen ſolch ein Leben. Es war denn auch er war
tot. Es wär es noch, wär auch Er noch tot. Und er wär an
ihr gerächt, an ihr hier mit dem teufliſchen Engelslächeln;
und er wär an dem Vater gerächt, der ihn von Beaten riß,
von ſeinem guten Engel. Und an den Knaben, die ihn zurück
geſtoßen, an dem toten Aennchen, das ihn verderben half und
noch Tag und Nacht ihn quält. Er wäre aber er wars ja
nicht. Er mußte gehen; er wurde noch elender, als er ſchon
war; und die er haßte, die ihn verdorben, wurden glücklich
durch ſein Gehen. Er machte ſie alle wieder zu Teufeln, um
von ihrem Glanze nicht vernichtet zu werden. Er haßte in
ihnen wieder, was er an ihnen getan er haßte in ihnen ſelbſt
die Gewalt, die er ſich antun mußte, Teufel in ihnen zu ſehen.
Und brach ihr Glanz dennoch durch die Schwärze, in die er
r angſtvoll ſich verſteckte, ſtanden ſie als Engel über ihm, und
o haßte er ſie noch mit dem Neide der Teufel. Er hatte die

Grenze überſchritten, über welche keine Rückkehr mehr iſt. Wie
er die Frau in ihrer Schönheit dort liegen ſah, trat ihn noch
einmal der Gedanke an, dieſe Schönheit zu vernichten. Aber
die einmal geweckte Erinnerung an den Augenblick, wo er
todgefaßt vor dem Vater lag, und an das, was der Vater mitihm wollte, erwies ſich mächtiver und vertrieb ihn. Das Bild

des Augenöblicks blieb ihm und tauſchte nur die Perſonen. Er

malte es immer farbiger aus. Und nun war es eine wilde
Freude, was ihn den Gang zwiſchen Haus und Schuppen
hin- und hertrieb. Seine Arme bewegten ſich ſo heftig, als
vorhin, aber es waren nicht Gitterſtäbe, mit denen er rang.
Unterdes war der Mond aufgegangen. Das Haus mit den
grünen Läden lag ſo friedlich in ſeinem Schimmer da. Kein
Vorübergehender hätte ihm die Unruhe angeſehen, die es hin-
ter ſeinen Wänden barg; keiner den Gedanken geahnt, den
drin die Hölle fertig braute in einem verlorenen Gefäß.

18.

Apolloniüs war müde. vom Wachen und vom Kampfe,
den die gefährliche Nähe des geliebten Weibes und das Wiſſen
um des Bruders Betrug und empörenden Undank in ihm
entzündet. Neben dieſem war erſt noch ein anderer Kampf
aufgeglommen. Der Vater ſchien nicht an die böſe Abſicht
des Bruders zu glauben. Vor dem Gedanken, den Arm der
Obrigkeit zu ſeinem Schutze aufzurufen, ſchauderte er zurück.
Die Schmach für die Familie, wenn des Bruders Tat be-
kannt wurde, mußte den Vater töten. Und vielleicht war
auch des Bruders Seele noch zu retten, wenn es gelang, ihn
zu überzeugen, daß er geirrt. Aber wie? Wenn er ihn
verſicherte, ihm ſchwur, daß er in der Frau nur die Schweſter
ſehe? Vor einem halben Jahre noch hätte er das be-
ſchwören können: heute durfte er es nicht mehr, heute war
es Meineid. Er konnte, wenn der Bruder den entſetzlichen
Plan auf ſein Leben nicht aufgab, die Ausführung desſelben
erſchweren, aber nicht unmöglich machen. Jn dem Zuſtande,
in welchem Apollonius ſich jetzt befand, konnte ihm der Tod
eher erwünſcht ſein, als ſchrecklich; dann hatte aller Kampf,
alle Gewiſſenspein, alle Sorge ein Ende; aber was ſollte aus
dem Vater, was aus ihr und den Kindern werden? Und
hatte er ſich nicht das Wort gegeben, ſie vor Schande und
Not zu bewahren? Dieſen neuen Kampf beendete die Mit-
teilung des Vaters, Fritz wolle nach Amerika. Aber ſie
machte den alten Kampf nur ſchwerer, indem ſie dem Feinde
neue Kräfte gab. Er wußte freilich, daß er entſchloſſen war,
die Wünſche, die er verdammen mußte, nicht zur Tat wer-
den zu laſſen. Aber die Wünſche ſelbſt! Wenn kein äußeres
Hindernis mehr ihrer Erfüllung im Wege ſtand, mußte ihre
Gewalt da nicht wachſen? Die Gewiſfensvorwürfe mit ihnen?
Und die Entfernung von dem Orte, wo ſie in der täglichen
Nähe einen unerſchöpflichen Erneuerungsquell hatten, machte
wiederum die Erfüllung des Wortes, das er ſich gegeben, der
Pflicht, die ihm ohne das gegebene Wort oblag, unmöglich.
Er war heftig aufgeregt und bedurfte Ruhe. Dieſen Vor-
mittag noch mußte er die Umkränzung des Turmdaches mit
der Blechzier vollenden, und Fahrzeug, Flaſchenzug, Ring und

eeeennnnn—z——eeeeLeiter wieder herabnehmen. Sein Tritt mußte feſt, ſein Auge
klar ſein. Für die einzige Stunde, bis der Arbeitstag begann,
wollte er ſich nicht erſt ausziehen und zu Bett legen. Er
hatte ſich bis jetzt des Sofas, das in ſeinem Zimmer ſtand
noch nicht bedient, darauf zu liegen. Er vermied alles, was
zur Verweichlichung führen konnte; ein gleich ſtarker Beweg-
grund war ſein Bedürfnis, Dinge um ſich zu haben, die er
liebend hüten, an denen er bürſten und polieren konnte. Auch
in dem Zuſtand von Zerſtörung und Ermüdung, worin er
vom Vater kam, vergaß er dieſe Schonung nicht. Er fuhr
unwillkürlich mit leiſe liebkoſender Hand über den Bezug des
Sofas und ſetzte ſich dann auf den hölzernen Stuhl, worauf
er beim Schreiben ſaß. Hier kam ihm der Schlaf früher
als er es erwartet. Aber es war kein Schlaf, wie er ihn
bedurfte; es war ein ununterbrochener aufregender Traum.
Chriſtiane lag in ſeinen Armen, wie geſtern, er kämpfte wie-
der, aber diesmal ſiegte er nicht; er preßte ſie an ſich. Da
ſtand der Bruder neben ihnen, und ſie ſtanden nicht mehr
auf dem Gange zwiſchen Schuppen und Haus, ſondern oben
am Turmdach auf der fliegenden Rüſtung. Der Bruder
wollte ihm die Beſinnungsloſe aus den Armen reißen, um
ſie zu mißhandeln; er warf im ſchmerzlichen Zorne dem Bru-
der alles vor, was er an ihm und ihr getan und im Kampfe
um das Weib ſtieß er ihn von der Rüſtung. Er erwachte
Er wollte munter bleiben, um den Traum nicht noch ein
mal durchträumen zu müſſen. Als er die Augen öffnete, wär
es Tag, und Zeit, an die Arbeit zu gehen. Er war auf-
geregter erwacht, als er vom Vater gekommen. Er ſtand
auf. Er hoffte, vor der friſchen Morgenluft, vor der ernüch-
ternden Wirkung des Waſſers, das er ſich nach ſeiner Ge
wohnheit über Kopf und Arme goß, würden die Bilder des
Traumes, welche die Lebhaftigkeit der alten Wünſche, und
damit der Gewiſſensvorwürfe über ſie, noch immer ſteiger-
ten, von ihm in ſein Stübchen zurückfliehen. Aber es ge-
ſchah nicht; ſie gingen mit ihm und ließen ihn nicht los:
Selbſt über der Arbeit nicht. Jmmer wehte der Hauch des
warmen Mundes an ſeiner Wange; immer fühlte er ſich in
ihrem ſchwellenden Umfange, immer quollen ihm die leiden
ſchaftlichen Vorwürfe gegen den Bruder, der bei ihm ſtand
aus dem Herzen herauf. Er kannte ſich nicht mehr. Zu
den Vorwürfen, die er ſich deshalb machen mußte, kam n
die Unzufriedenheit, daß er ſich nicht mit ſeiner ganzen A
merkſamkeit bei der Arbeit wußte. Sonſt hatte er gleichſa
ſeine ganze heitere Tüchtigkeit mit hineingearbeitet in ſeine
Arbeit, und dieſe mußte gut und dauerhaft ausfallen. Heute
kams ihm vor, als hämmerte er ſeine unrechten Gedanken
hinein, als hämmerte er einen böſen Zauber zurecht, und di
Arbeit könne nicht taugen, nicht haltbar werden.

(Fortſetzung folgt.)
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Volksgenoſſen, Volksgenoſſinnen?
Ein gewaltiger Umſchwung hat ſich im Jnnern unſeres deutſchen Volkes vollzogen. Altes iſt gegangen, Neues entſtanden. Alle Schichten

der Bevölkerung ſind davon berührt worden. Eine neue Zeit, ein neuer Geiſt iſt da. Jeder muß ſich ihm anpaſſen. Alle Kräfte dem neuen
Deutſchen Reich!

Der Kaiſer und faſt ſämtliche Bundesfürſten haben abgedankt. Die neue Form Deutſchlands kann daher nur die einer Republik oder einer
Mehrzahl von Republiken ſein. Unter Anerkennung der gegebenen Verhältniſſe hat ſich in Halle ein

Bund der Republikaner
gebildet, deſſen Forderungen folgende ſind:

J.

2.

3.
4. Wir verlangen Beſeitigung der himmelſchreienden Mißſtände im Ernährungsweſen und Sicherſtellung einer für alle Volks-

R

Wir fordern eine grundlegende Umwandlung unſeres bisherigen Bodenrechtes.

Wir fordern das gleiche, allgemeine, unmittelbare und geheime Wahlrecht für Männer und Frauen auf der Grundlage der
Verhältniswahlen für Reich, Bundesſtaaten, Kreiſe und Gemeinden.
Wir fordern die ſofortige Ausſchreibung der Wahl einer deutſchen Nationalverſammlung, der die weitere Geſetzgebung zu über-
tragen iſt.
Wir wünſchen ſchnellen Abſchluß des Friedens und eine geordnete Ueberführung der Kriegswirtſchaft in den Friedenszuſtand.

genoſſen gleichmäßigen Lebensmittelverteilung.
Wir verlangen Schutz und Sicherung des perſönlichen Eigentums.
Wir wünſchen eine AUmwandlung der bisherigen Heeresverfaſſung unter Beſeitigung der Bevorzugung beſtimmter Geſellſchafts
klaſſen.

Jeder Familienvater hat Anſpruch auf ein
Eigenheim mit Garten, insbeſondere ſind für die zurückkehrenden Krieger Heimſtätten zu ſchaffen, die ihnen eine geſicherte Exiſtenz
gewähren.

8. Wir fordern zur Sicherung unſeres Ernährungsweſens Schutz eines geſunden Bauernſtandes.
9. Wir verlangen Ausbau der Beamten-, Angeſtellten- und Arbeitergeſetzgebung auf neunzeitlicher Grundlage, auskömmliche

Bezahlung dieſer Berufsgruppen und Verkürzung der Arbeitszeit, insbeſondere den Ahtſtundentag für die Arbeiter.
10. Wir erſtreben eine durchgreifende Steuerreform zugunſten der wirtſchaftlich Schwächeren unter beſonderer Heranziehung der

Kriegsgewinnler.

Für die Stadt Halle verlangen wir ſofortige Wahl einer Vertretung auf der Grundlage des allgemeinen, gleichen,
geheimen und unmittelbaren Wahlrechts nach den Grundſätzen der Verhältniswahlen.

Alle Volksgenoſſen und alle politiſchen Parteien jeder Richtung fordern wir auf, ſich uns anuzuſchließen.
Bis zur Durchführung der Wahlen für die Stadtvertretung ſtellen wir uns dem Soldaten und Arbeiterrat
zur Mitarbeit zur Verfügung.

Der geſchäftsführende Ausſchuß.
Anmeldungen von Organiſationen und Einzelperſonen ſind zu richten an die Geſchäſtsſtelle Halle a. S., Alte Promenade 10.

Bekanntmachung.
Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften,

welche Kundenliſten eingereicht haben, werden aufgefor-
dert, Sonnabend, den 16. und Montag, den 18. Novem
ber 1918, bei den von ihnen gewählten Großfirmen die
e Woche zum Verkauf gelangende Marmelade

zuholen.
Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs er-

folgt ſpäter.
Halle, den 15. November 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Sonderkarten für Kinder bis zu 12 Jahren, Jugendliche

von 12 17 Jahren und alte Leute über 70 Jahre.
Jn Ergänzung der Bekanntmachungen vom 7. bzw.

21. Juli 1917 wird die weitere Ausgabe der Karten,
welche zum Warenbezug für Kinder bis zu 12 Jahren,
Jugendliche im Alter von 12 17 Jahren ſowie für über
70 re alte Perfonen berechtigen, wie folgt geregelt:

Die Ausgabe der Karten findet vom Montag, dem
18. Rovember 1918, ab die mit den Brotmarken
in den zuſtändigen ſtädtiſchen Markenausgabeſtellen ſtatt.
Bezugsberechtigt ſind alle Jnhaber von Lebensmittel-

W ſofern und ſoweit zum Haushalt Perſonen ge-
ren, die

2) nach dem 1. November 1906 geboren ſind, alſo
im Alter bis zu 12 Jahren ſtehen,

b) in der Zeit vom 1. November 1901 bis zum
1. November 1906 geboren ſind, alſo im Alter

von 12-- 17 Jahren ſtehen,
e) am 1. Rovember 1918 das 70. Lebensjahr zurück

gelegt haben, alſo vor dem 1. November 1848
geboren ſind.

Der Altersnachweis iſt durch Vorlage der ſtandesamt-
lichen Urkunden zu erbringen. Bekanntmachung über
die Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 15. November 1918. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Der Magiſtrat der Stadt Halle wird in Ausführung
der Verordnung des Rates der Volksbeauftragten vom
2. November 17918 die Liſſen der Perſonen, welche die

Wahlberechtigung bei Wahlen zu öffentlichen Körper-
ſchaften haben, ergänzen bzw. neu anlegen. Die näheren
Anordnungen werden demnächſt erfolgen. Da für die
erſte Anlegung der Liſten das Anmeldeverfahren in Aus
ficht genommen iſt, werden alle mindeſtens 20 Jahre
alten männlichen und weiblichen Perſonen, welche ge
mäß der oben genannten Verordnung des Rates der
Volksbeauftragten nunmehr wahlberechtigt ſind, aufge
fordert, dafür zu 'orgen, daß ſie, ſoweit es nicht der Fall
iſt, im Beſitz einer zum Nachweis ihres Alters erforder-
lichen öffentlichen Urkunde (Geburtsſchein, Militärpaß,
Zeugniſſe etc.) gelangen.

Halle, den 14. November 1918.
Der Magiſtrat. gez. Rive.

Bekanntmachung.
Freibank- Verkauf.

Zum Freibank- Verkauf am 16. Rovember 1918 werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen:
Um 8 Uhr Nr. 451--550, um 11 Uhr Nr. 751--850,

9 m 551650, 5 12 851—850.10 6351--760
Halle, den 15. November 1918. Der Magiſtrat.

Die für morgen Sonnabend, den
16. d. M., einberufene Verſamm
lung in den Thaliaſälen iſt durch
die Bildung des Bürgerausſchuſſes
überholt und findet daher nicht ſtatt.

Soldatenbeirat.

Dame kann ſofort 9 rn3 j 7III lenlen T Wahve Jacod Sonnabend, 16. Rovember
Mediziniſche Klinik. pruis 10 Penn Anfang 7,90 Uhr. Ende 10.30 U r
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